
Gemeindeordnung (GemO)
in der Fassung vom 31. Januar 1994

zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. März 2009

( D i e a n s c h l i e ß e n d e n Te x t e s t e l l e n n u r e i n e n
A u s z u g a u s d e r G e m e i n d e o r d n u n g d a r )

1. Kapitel
Grundlagen der Gemeinden

1. und 2. Abschnitt
Wesen, Aufgaben und Rechtsstellung

Gemeindegebiet

§ 1
We s e n u n d R e c h t s s t e l l u n g

d e r G e m e i n d e n
(1) Die Gemeinde ist Grundlage und zugleich Glied des demokra-
tischen Staates. Sie ist berufen, das Wohl ihrer Einwohner zu för-
dern.
(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften. Sie sind in ihrem
Gebiet unter eigener Verantwortung im Rahmen der Verfassung
und der Gesetze allein Träger der gesamten örtlichen öffentlichen
Verwaltung.
(3) Eingriffe in die Rechte der Gemeinden sind nur durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes zulässig. Rechtsverordnungen, die
Eingriffe in die Rechte der Gemeinden enthalten oder zulassen,
bedürfen der Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums;
dies gilt nicht für Rechtsverordnungen der Landesregierung.

§ 2
A u f g a b e n d e r G e m e i n d e n

(1) Die Gemeinden können in ihrem Gebiet jede öffentliche Auf-
gabe der örtlichen Gemeinschaft übernehmen, soweit diese nicht
durch Gesetz ausdrücklich anderen Stellen im dringenden öffent-
lichen Interesse ausschließlich zugewiesen wird (freie Selbstverwal-
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tungsaufgaben). Sie erfüllen als Pflichtaufgaben der Selbstverwal-
tung die ihnen als solche durch Gesetz übertragenen Aufgaben.
(2) Soweit den Gemeinden durch Gesetz oder auf Grund eines
Gesetzes staatliche Aufgaben übertragen sind (Auftragsangelegenhei-
ten), erfüllen sie diese nach Weisung der zuständigen Behörden. Sie
stellen die zur Durchführung dieser Aufgaben erforderlichen Bediens-
teten, Einrichtungen und Mittel zur Verfügung, soweit durch Gesetz
oder auf Grund eines Gesetzes nicht etwas anderes bestimmt ist.
(3) Neue Aufgaben können den Gemeinden nur durch Gesetz
übertragen werden. Dabei ist gleichzeitig, soweit erforderlich, die
Aufbringung der Mittel zu regeln. Rechtsverordnungen zur Durch-
führung solcher Gesetze bedürfen der Zustimmung des fachlich
zuständigen Ministeriums, soweit sie gemeindliche Belange berüh-
ren; dies gilt nicht für Rechtsverordnungen der Landesregierung.
(4) Die Ausführung von Landes- und Bundesgesetzen sowie des
Rechts der Europäischen Gemeinschaften kann den Gemeinden
auch durch Rechtsverordnung übertragen werden, wenn damit
Kosten, die über die laufenden Verwaltungskosten hinausgehen,
nicht verbunden sind oder wenn diese Kosten in anderer Form
besonders gedeckt werden. Soweit ein Gesetz nichts anderes be-
stimmt, wird die Rechtsverordnung von der Landesregierung erlas-
sen; sie kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung auf das Minis-
terium, dessen Geschäftsbereich berührt wird, übertragen, das der
Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums bedarf.
(6) Die Verwirklichung des Verfassungsauftrags der Gleichberechti-
gung von Frau und Mann ist auch eine Aufgabe der Gemeinden. In
verbandsfreien Gemeinden wird durch die Einrichtung von Gleich-
stellungsstellen oder durch vergleichbare Maßnahmen sichergestellt,
daß die Verwirklichung dieses Auftrags bei der gemeindlichen Auf-
gabenwahrnehmung erfolgt. In kreisfreien Städten sind Gleichstel-
lungsstellen einzurichten und hauptamtlich zu besetzen.

§ 3
S i c h e r u n g d e r M i t t e l

(1) Das Land sichert den Gemeinden die zur Durchführung ihrer
eigenen und der übertragenen Aufgaben erforderlichen Mittel
durch das Recht zur Erhebung eigener Abgaben und durch den
Finanzausgleich. Das Nähere bestimmen die Gesetze.
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§ 6
G r o ß e k r e i s a n g e h ö r i g e S t ä d t e

(1) Kreisangehörige Städte mit mehr als 25 000 Einwohnern kön-
nen durch Gesetz oder auf ihren Antrag durch Rechtsverordnung
der Landesregierung zu großen kreisangehörigen Städten erklärt
werden.

§ 7
K r e i s f r e i e S t ä d t e

(1) Städte, die nach bisherigem Recht keinem Landkreis angehö-
ren, sind kreisfrei.

§ 10
G e b i e t s ä n d e r u n g e n

Aus Gründen des Gemeinwohls können
1. Gemeinden aufgelöst und ihr Gebiet in eine oder mehrere ande-

re Gemeinden eingegliedert werden,
2. Gemeinden aufgelöst und aus ihrem Gebiet eine oder mehrere

neue Gemeinden gebildet werden,
3. Gebietsteile aus einer oder mehreren Gemeinden ausgegliedert

und aus ihnen eine neue Gemeinde gebildet werden,
4. Gebietsteile aus einer Gemeinde ausgegliedert und in eine ande-

re Gemeinde eingegliedert werden.

3. und 4. Abschnitt
Einwohner und Bürger

Satzungen

§ 13
B e g r i f f

(1) Einwohner der Gemeinde ist, wer in der Gemeinde wohnt.
(2) Bürger der Gemeinde ist jeder Einwohner, der
1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes

oder Staatsangehöriger eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union ist,

2. das 18. Lebensjahr vollendet hat und
3. wenigstens drei Monate in der Gemeinde wohnt.
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Wer in mehreren Gemeinden wohnt, erwirbt das Bürgerrecht nur
in der Gemeinde, in der er seine Hauptwohnung (§ 16 Abs. 2 des
Meldegesetzes) hat.
(3) Das Bürgerrecht erlischt, wenn die Voraussetzungen des Absat-
zes 2 entfallen sowie bei Verlust der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu
bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, für die
Dauer des Verlustes.

§ 14
R e c h t e u n d P f l i c h t e n

(1) Die Bürger der Gemeinde haben das Recht, nach den Bestim-
mungen des Kommunalwahlgesetzes den Gemeinderat und den
Bürgermeister zu wählen und zum Mitglied des Gemeinderats
gewählt zu werden.
(2) Die Einwohner der Gemeinde sind im Rahmen des geltenden
Rechts berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde zu
benutzen, und verpflichtet, die Gemeindelasten zu tragen.
(3) Personen, die nicht in der Gemeinde wohnen, aber in ihrem
Gebiet Grundstücke besitzen oder ein Gewerbe betreiben, haben
die gleichen Rechte und Pflichten wie die Einwohner, soweit sich
diese aus dem Grundbesitz oder dem Gewerbebetrieb ergeben.
(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend für juristische Perso-
nen und Personenvereinigungen.

§ 15
U n t e r r i c h t u n g u n d B e r a t u n g d e r E i n w o h n e r

(1) Die Gemeindeverwaltung hat die Einwohner über wichtige
Angelegenheiten aus dem Bereich der örtlichen Verwaltung in
geeigneter Form zu unterrichten.
(2) Die Gemeindeverwaltung soll im Rahmen ihrer rechtlichen
und tatsächlichen Möglichkeiten die Einwohner in Angelegenhei-
ten ihres Aufgabenbereiches beraten sowie über Zuständigkeiten in
Verwaltungsangelegenheiten Auskünfte erteilen.
(3) Gemeinden mit hauptamtlicher Verwaltung haben die Ein-
wohner über ihren Verwaltungsgliederungs- und Geschäftsvertei-
lungsplan in geeigneter Form zu unterrichten und ihn im Dienst-
gebäude an geeigneter Stelle auszuhängen.
(4) Die Gemeindeverwaltung hat eine Sammlung der geltenden
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Gesetze und Rechtsverordnungen des Bundes und des Landes
sowie eine Sammlung aller im Gemeindegebiet geltenden Satzun-
gen zur Einsicht durch die Einwohner während der Sprechzeiten
der Gemeindeverwaltung bereitzuhalten. Gegen Erstattung der
Kosten sind Auszüge anzufertigen.

§ 16
E i n w o h n e r v e r s a m m l u n g

(1) Zum Zwecke der Unterrichtung der Einwohner und Bürger
soll mindestens einmal im Jahr, im übrigen nach Bedarf, eine Ein-
wohnerversammlung abgehalten werden. Sie kann auf Teile des
Gemeindegebiets oder bestimmte Angelegenheiten beschränkt wer-
den. Eine Einwohnerversammlung ist unverzüglich einzuberufen,
wenn dies der Gemeinderat unter Bezeichnung des Gegenstands
mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder be-
schließt. Gegenstand einer Einwohnerversammlung können nur
Fragen aus dem Bereich der örtlichen Verwaltung sein.
(2) Die Einwohnerversammlung wird vom Bürgermeister einberu-
fen. Die Einberufung ist vom Bürgermeister unter Angabe von
Zeit, Ort und Gegenstand mindestens eine Woche vor dem festge-
setzten Termin öffentlich bekanntzumachen.
(3) Der Bürgermeister leitet die Einwohnerversammlung; er sorgt
für die Aufrechterhaltung der Ordnung und übt das Hausrecht aus.
Neben dem Bürgermeister haben auch die zuständigen Beigeordne-
ten das Recht, die Versammlung über Gegenstände ihres Geschäfts-
bereichs zu unterrichten. Der Bürgermeister hat den im Gemeinde-
rat vertretenen Fraktionen vor der Aussprache Gelegenheit zu geben,
zu den Gegenständen der Unterrichtung Stellung zu nehmen. Bei
der Aussprache können nur Einwohner und Bürger das Wort erhal-
ten; der Versammlungsleiter kann hiervon Ausnahmen zulassen.
(4) Der Bürgermeister hat den Gemeinderat über den Verlauf der
Einwohnerversammlung zu unterrichten.

§ 16a
F r a g e s t u n d e

Der Gemeinderat kann bei öffentlichen Sitzungen Einwohnern
und den ihnen nach § 14 Abs. 3 und 4 gleichgestellten Personen
und Personenvereinigungen die Gelegenheit geben, Fragen aus
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dem Bereich der örtlichen Verwaltung zu stellen sowie Anregungen
und Vorschläge zu unterbreiten. Das Nähere bestimmt die Ge-
schäftsordnung.

§ 16 b
A n r e g u n g e n u n d B e s c h w e r d e n

Jeder hat das Recht, sich schriftlich mit Anregungen und
Beschwerden aus dem Bereich der örtlichen Verwaltung an den
Gemeinderat zu wenden. Soweit der Bürgermeister kraft Gesetzes
zuständig ist, hat der Gemeinderat ihm die Behandlung der Anre-
gungen und Beschwerden zu überlassen. Zur Erledigung der sons-
tigen Anregungen und Beschwerden kann der Gemeinderat einen
Ausschuss bilden. Der Antragsteller ist über die Behandlung der
Anregungen und Beschwerden zu unterrichten.

§ 16 c
B e t e i l i g u n g v o n K i n d e r n u n d J u g e n d l i c h e n

Die Gemeinde soll bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen
von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener
Weise beteiligen. Hierzu soll die Gemeinde über die in diesem
Gesetz vorgesehene Beteiligung der Einwohner hinaus geeignete
Verfahren entwickeln und durchführen.

§ 17
E i n w o h n e r a n t r a g

(1) Die Bürger und die Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollen-
det haben, können beantragen, daß der Gemeinderat über bestimm-
te Angelegenheiten der örtlichen Selbstverwaltung, für deren Ent-
scheidung er zuständig ist, berät und entscheidet (Einwohneran-
trag). Dem Antrag braucht nicht entsprochen zu werden, wenn die-
selbe Angelegenheit innerhalb der laufenden Wahlzeit des Gemein-
derats bereits Gegenstand eines zulässigen Einwohnerantrags war.
(2) Der Einwohnerantrag muss ein bestimmtes Begehren mit
Begründung enthalten. Er muss schriftlich bei der Gemeindever-
waltung eingereicht werden und bis zu drei Personen benennen,
die berechtigt sind, den Einwohnerantrag zu vertreten.
(3) Die Zahl der für einen Einwohnerantrag erforderlichen Unter-
schriften beträgt:
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1. in Gemeinden bis zu 3 000 Einwohnern
5 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 120,

2. in Gemeinden mit 3 001 bis 10 000 Einwohnern
4 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 300,

3. in Gemeinden mit 10 001 bis 50 000 Einwohnern
3 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 1 000,

4. in Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnern
2 v. H. der Einwohner, höchstens jedoch 2 000.

(4) Jede Unterschriftenliste muss den vollen Wortlaut des Einwoh-
nerantrags enthalten. Eintragungen, welche die Person des Unter-
zeichners nach Namen und Anschrift nicht zweifelsfrei erkennen
lassen, sind ungültig.
(5) Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 4 müssen im Zeitpunkt
des Eingangs des Einwohnerantrags bei der Gemeindeverwaltung
erfüllt sein.
(6) Über die Zulässigkeit des Einwohnerantrags entscheidet der
Gemeinderat. Zuvor prüft die Gemeindeverwaltung, in Ortsge-
meinden die Verbandsgemeindeverwaltung, die Gültigkeit der Ein-
tragungen in die Unterschriftenlisten. Ist der Einwohnerantrag
zulässig, so hat der Gemeinderat ihn innerhalb einer Frist von drei
Monaten nach Eingang zu beraten und darüber zu entscheiden.
Der Gemeinderat hat die nach Absatz 2 Satz 2 im Einwohneran-
trag genannten Personen zu hören. Die Entscheidung des Gemein-
derats ist mit den sie tragenden wesentlichen Gründen öffentlich
bekanntzumachen.
(7) In Gemeinden, die Ortsbezirke gebildet haben, können in ein-
zelnen Ortsbezirken Einwohneranträge gestellt werden, die Angele-
genheiten des Ortsbezirks betreffen. Hierfür gelten die Absätze 1
bis 6 ensprechend mit der Maßgabe,
1. dass antrags- und unterschriftsberechtigt nur ist, wer im Orts-

bezirk wohnt,
2. dass die Berechnung der Unterschriftenzahl sich nur nach der

Zahl der im Ortsbezirk wohnhaften Einwohner richtet,
3. dass, soweit dem Ortsbeirat die abschließende Entscheidung

übertragen ist, dieser auf Antrag der Antragsteller über das
Begehren des Einwohnerantrags berät und entscheidet,

4. dass der Ortsbeirat, soweit die Voraussetzungen der Nummer 3
nicht gegeben sind, zu dem Einwohnerantrag Stellung nimmt.
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§ 17 a
B ü r g e r b e g e h r e n u n d B ü r g e r e n t s c h e i d

(1) Die Bürger einer Gemeinde können über eine wichtige Ange-
legenheit der Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bür-
gerbegehren). Wichtige Angelegenheiten sind:
1. die Errichtung, wesentliche Erweiterung und Aufhebung einer

öffentlichen Einrichtung, die der Gesamtheit der Einwohner
zu dienen bestimmt ist,

2. die Änderung des Gemeindegebiets und die Änderung des
Gebiets von Verbandsgemeinden nach § 65 Abs. 2,

3. die Bildung, Änderung und Auflösung von Ortsbezirken.
In der Hauptsatzung kann bestimmt werden, welche weiteren
Gemeindeangelegenheiten als wichtig gelten.
(2) Ein Bürgerentscheid ist nicht zulässig über
1. Angelegenheiten, die kraft Gesetzes dem Bürgermeister obliegen,
2. Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung,
3. die Rechtsverhältnisse der Ratsmitglieder, des Bürgermeisters,

der Beigeordneten und der sonstigen Gemeindebediensteten,
4. die Haushaltssatzung, den Haushaltsplan mit den Anlagen, die

Abgabensätze und die Tarife der Versorgungs-, Entsorgungs- und
Verkehrsbetriebe der Gemeinde,

5. den Jahresabschluss und den Gesamtabschluss der Gemeinde,
die Feststellung des Jahresabschlusses jedes Eigenbetriebes, die
Verwendung des Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jah-
resverlustes sowie die Entlastung des Bürgermeisters und der
Beigeordneten,

6. die Aufstellung, Änderung und Aufhebung von Bauleitplänen,
7. Vorhaben, für deren Zulassung ein Planfeststellungsverfahren

oder ein förmliches Verwaltungsverfahren mit Öffentlichkeits-
beteiligung erforderlich ist,

8. Entscheidungen in Rechtsbehelfs- und Rechtsmittelverfahren
sowie

9. gesetzwidrige Anträge.
(3) Das Bürgerbegehren ist schriftlich bei der Gemeindeverwal-
tung einzureichen; richtet es sich gegen einen Beschluss des
Gemeinderats, muss es innerhalb von zwei Monaten nach der
Beschlussfassung eingereicht sein. Es muss die zu entscheidende
Gemeindeangelegenheit in Form einer mit „Ja“ oder „Nein“ zu

198

§ 17 a GemO



beantwortenden Frage, eine Begründung und einen nach den
gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die
Deckung der Kosten der begehrten Maßnahme enthalten sowie
bis zu drei Personen benennen, die berechtigt sind, das Bürger-
begehren zu vertreten. Das Bürgerbegehren muss von mindestens
15 v. H. der bei der letzten Wahl zum Gemeinderat festgestellten
Zahl der wahlberechtigten Einwohner unterzeichnet sein, jedoch

1. in Gemeinden mit bis zu 50 000 Einwohnern
höchstens von 3 000 Einwohnern,

2. in Gemeinden mit 50 001 bis 100 000 Einwohnern
höchstens von 6 000 Einwohnern,

3. in Gemeinden mit 100 001 bis 200 000 Einwohnern
höchstens von 12 000 Einwohnern,

4. in Gemeinden mit mehr als 200 000 Einwohnern
höchstens von 24 000 Einwohnern.

Unterschriftsberechtigt sind nur die nach den Bestimmungen des
Kommunalwahlgesetzes Wahlberechtigten. Jede Unterschriftenliste
muß den vollen Wortlaut des Bürgerbegehrens enthalten. Eintra-
gungen, welche die Person des Unterzeichners nach Namen und
Anschrift nicht zweifelsfrei erkennen lassen, sind ungültig.
(4) Ein Bürgerbegehren darf nur Angelegenheiten zum Gegenstand
haben, über die innerhalb der letzten drei Jahre nicht bereits ein Bür-
gerentscheid durchgeführt worden ist. Über die Zulässigkeit des Bür-
gerbegehrens entscheidet der Gemeinderat nach Anhörung der das
Bürgerbegehren vertretenden Personen. Zuvor prüft die Gemeinde-
verwaltung, in Ortsgemeinden die Verbandsgemeindeverwaltung,
die Gültigkeit der Eintragungen in die Unterschriftenlisten.
(5) Der Bürgerentscheid entfällt, wenn der Gemeinderat die
Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten Maßnah-
me beschließt.
(6) Wird ein Bürgerentscheid durchgeführt, müssen den Bürgern
zuvor die von den Gemeindeorganen vertretenen Auffassungen in
der Form einer öffentlichen Bekanntmachung dargelegt werden.
(7) Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinne
entschieden, in dem sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen
beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit mindestens 30 v. H. der
Stimmberechtigten beträgt. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage
als mit „Nein“ beantwortet. Ist die nach Satz 1 erforderliche Mehr-
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heit nicht erreicht worden, hat der Gemeinderat über die Angele-
genheit zu entscheiden.
(8) Der Bürgerentscheid, der die nach Absatz 7 Satz 1 erforderli-
che Mehrheit erhalten hat, steht einem Beschluss des Gemeinderats
gleich. § 42 findet keine Anwendung. Der Gemeinderat kann
einen Bürgerentscheid frühestens nach drei Jahren abändern.
(9) Das Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz.

§ 1 8
E h r e n a m t , e h r e n a m t l i c h e T ä t i g k e i t

(1) Die Bürger sind berechtigt und verpflichtet, ein Ehrenamt für
die Gemeinde zu übernehmen; die Verpflichtung gilt nicht für das
Ehrenamt des Bürgermeisters, der Beigeordneten, der Ortsvorste-
her, der Ratsmitglieder, der Mitglieder von Ausschüssen des Ge-
meinderats, der Mitglieder des Beirats für Migration und Integra-
tion und der Mitglieder der Ortsbeiräte.
(2) Die Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, sind
berechtigt, und die Einwohner, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben, sind berechtigt und verpflichtet, eine vorübergehende
ehrenamtliche Tätigkeit für die Gemeinde auszuüben.
(3) Soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, werden
die Bürger zu einem Ehrenamt vom Gemeinderat gewählt und die
Einwohner zu ehrenamtlicher Tätigkeit vom Bürgermeister be-
stellt. Mit dem Verlust des Bürgerrechts in der Gemeinde endet
auch das Ehrenamt.
(4) Wer ein Ehrenamt oder eine ehrenamtliche Tätigkeit ausübt,
hat Anspruch auf Ersatz seiner notwendigen baren Auslagen und des
Verdienstausfalls. Personen, die keinen Verdienstausfall geltend ma-
chen können, können einen Nachteilsausgleich erhalten. Ehrenamt-
liche Bürgermeister erhalten eine Aufwandsentschädigung; ehren-
amtliche Beigeordnete und Ortsvorsteher sowie Bürger, die ein
anderes Ehrenamt ausüben, können eine Aufwandsentschädigung
erhalten. Das Nähere, insbesondere die Voraussetzungen und die
Höhe, bestimmt die Hauptsatzung im Rahmen von Richtlinien, die
das fachlich zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung
erlässt.
(5) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung die Gewährung einer jährlichen Sonderzahlung
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an ehrenamtliche Bürgermeister, ehrenamtliche Beigeordnete und
Ortsvorsteher zu regeln. Dabei sind die Anspruchsvoraussetzungen
und die Höhe der Sonderzahlung entsprechend § 8 Satz 1 Nr. 1 und
den §§ 9 bis 11 des Landesbesoldungsgesetzes in der Fassung vom
12. April 2005 (GVBl. S. 119, BS 2032-1) festzulegen.
(6) Für Bürger, die zu Ehrenbeamten ernannt werden, gelten an-
stelle der §§ 20 und 21 die Vorschriften des Beamtenrechts.

§ 18 a
A r b e i t s r e c h t l i c h e u n d d i e n s t r e c h t l i c h e

S i c h e r u n g
(1) Die Bewerbung um ein Ehrenamt oder eine ehrenamtliche
Tätigkeit sowie die Annahme und die Ausübung dürfen nicht
behindert werden. Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig.
(2) Wer ein Ehrenamt oder eine ehrenamtliche Tätigkeit ausübt,
darf, wenn er in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis steht, nicht
aus diesem Grunde entlassen, gekündigt oder in eine andere Ge-
meinde versetzt werden.
(3) Ratsmitglieder sowie ehrenamtliche Bürgermeister, Beigeord-
nete und Ortsvorsteher können nur mit ihrer Zustimmung auf
einen anderen Arbeitsplatz umgesetzt werden, es sei denn, dass ihre
Belassung auf dem bisherigen Arbeitsplatz aus zwingenden betrieb-
lichen Gründen dem Arbeitgeber nicht zugemutet werden kann.
(4) Die Kündigung der Arbeitsverhältnisse der Ratsmitglieder, der
ehrenamtlichen Bürgermeister, Beigeordneten und Ortsvorsteher
ist unzulässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeit-
geber zur Kündigung nach § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches
berechtigen; dies gilt nicht für Kündigungen während der Probe-
zeit. Für die Bewerber zum Gemeinderat besteht in der Reihenfol-
ge des Wahlvorschlags bis zu der in § 29 Abs. 2 bestimmten Zahl
und für Bewerber für das Amt des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Kündigungsschutz mit dem Eingang des Wahlvorschlags beim
Wahlleiter. § 15 Abs. 4 und 5 des Kündigungsschutzgesetzes gilt
entsprechend.
(5) Die für die Wahrnehmung eines Ehrenamts oder einer ehren-
amtlichen Tätigkeit notwendige freie Zeit ist auf Antrag demjeni-
gen, der in einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis steht, zu gewäh-
ren.
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§ 19
A b l e h n u n g s g r ü n d e

(1) Bürger und Einwohner können aus wichtigem Grund die
Übernahme eines Ehrenamts oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit
ablehnen oder ihr Ausscheiden verlangen. Ob ein wichtiger Grund
vorliegt, entscheidet bei einem Ehrenamt der Gemeinderat, bei
ehrenamtlicher Tätigkeit der Bürgermeister.

§ 22
A u s s c h l i e ß u n g s g r ü n d e

(1) Bürger und Einwohner, die ein Ehrenamt oder eine ehrenamt-
liche Tätigkeit ausüben, sowie hauptamtliche Bürgermeister und
Beigeordnete dürfen nicht beratend oder entscheidend mitwirken,
1. wenn die Entscheidung ihnen selbst, einem ihrer Angehörigen

im Sinne des Absatzes 2 oder einer von ihnen kraft Gesetzes
oder Vollmacht vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil
oder Nachteil bringen kann oder

2. wenn sie zu dem Beratungsgegenstand in anderer als öffent-
licher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben haben oder sonst
tätig geworden sind oder

3. wenn sie
a) bei einer natürlichen oder juristischen Person oder einer

Vereinigung gegen Entgelt beschäftigt sind oder
b) bei juristischen Personen als Mitglied des Vorstands, des

Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs tätig sind,
sofern sie diesem Organ nicht als Vertreter der Gemeinde
angehören oder

c) Gesellschafter einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts
oder Vorstandsmitglied eines nichtrechtsfähigen Vereins sind

und die unter den Buchstaben a bis c Bezeichneten ein unmit-
telbares persönliches oder wirtschaftliches Interesse an der Ent-
scheidung haben. Satz 1 Nr. 3 Buchst. a gilt nicht, wenn nach
den tatsächlichen Umständen der Beschäftigung anzunehmen
ist, dass der Betroffene sich deswegen nicht in einem Interes-
senwiderstreit befindet.

(2) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 sind:
1. Ehegatten,
2. eingetragene Lebenspartner,
3. Verwandte bis zum dritten Grade,
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4. Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner der Verwandten bis
zum zweiten Grade,

5. Verschwägerte bis zum zweiten Grade.
Die Angehörigeneigenschaft nach Satz 1 dauert fort, auch wenn
die sie begründende Ehe oder eingetragene Lebenspartnerschaft
nicht mehr besteht.
(3) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen,
ferner nicht, wenn die in Absatz 1 bezeichneten Personen lediglich
als Angehörige einer Berufsgruppe oder eines Bevölkerungsteils,
deren gemeinsame Belange berührt werden, betroffen sind.
(4) Ein ausgeschlossenes Ratsmitglied ist berechtigt, bei einer
öffentlichen Sitzung sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil
des Sitzungsraums aufzuhalten.

§ 23
E h r e n b ü r g e r

(1) Die Gemeinde kann Persönlichkeiten, die sich um sie beson-
ders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht verleihen.

§ 24
S a t z u n g s b e f u g n i s

(1) Die Gemeinden können im Rahmen ihrer Aufgaben und der
Gesetze Satzungen erlassen. Satzungen über Auftragsangelegenheiten
(§ 2 Abs. 2) bedürfen einer besonderen gesetzlichen Ermächtigung.
(2) Die Satzung wird vom Gemeinderat in öffentlicher Sitzung
beschlossen.
(3) Die Satzung ist öffentlich bekanntzumachen. Die Satzung soll
den Tag bestimmen, an dem sie in Kraft tritt. Ist dieser Tag nicht
bestimmt, so tritt sie am Tag nach der öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

§ 26
A n s c h l u s s - u n d B e n u t z u n g s z w a n g

(1) Die Gemeinden können bei öffentlichem Bedürfnis durch Sat-
zung für Grundstücke ihres Gebiets den Anschluss an Wasserver-
sorgung, Abwasserbeseitigung, Straßenreinigung, Fernheizung, von
Heizungsanlagen an bestimmte Energieversorgungseinrichtungen
sowie den Anschluss an andere dem Gemeinwohl dienende Ein-
richtungen vorschreiben (Anschlusszwang). Sie können durch Sat-
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zung bei öffentlichem Bedürfnis auch die Benutzung dieser und
anderer dem Gemeinwohl dienender Einrichtungen vorschreiben
(Benutzungszwang).

§ 27
Ö f f e n t l i c h e B e k a n n t m a c h u n g

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde können in
einer Zeitung oder in einem Amtsblatt erfolgen.

2. Kapitel
Verfassung und Verwaltung der Gemeinden

1. und 2. Abschnitt
Gemeindeorgane

Gemeinderat

§ 28
(1) Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürger-
meister. Sie verwalten die Gemeinde nach den Bestimmungen die-
ses Gesetzes.
(2) Der Gemeinderat führt in den Städten die Bezeichnung Stadt-
rat. Der Bürgermeister führt in den kreisfreien und in den großen
kreisangehörigen Städten die Amtsbezeichnung Oberbürgermeister,
in den übrigen Gemeinden die Amtsbezeichnung des ihm übertra-
genen Amtes.

§ 29
B i l d u n g d e s G e m e i n d e r a t s ,

Z a h l d e r R a t s m i t g l i e d e r
(1) Der Gemeinderat besteht aus den gewählten Ratsmitgliedern
und dem Vorsitzenden. Die Ratsmitglieder werden von den Bür-
gern der Gemeinde in allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelba-
rer und freier Wahl auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. Das
Nähere bestimmt das Kommunalwahlgesetz.
(2) Die Zahl der gewählten Ratsmitglieder beträgt in Gemeinden
bis zu 300 Einwohnern 6
mit mehr als 300 bis 500 Einwohnern 8
mit mehr als 500 bis 1 000 Einwohnern 12
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mit mehr als 1 000 bis 2 500 Einwohnern 16
mit mehr als 2 500 bis 5 000 Einwohnern 20
mit mehr als 5 000 bis 7 500 Einwohnern 22
mit mehr als 7 500 bis 10 000 Einwohnern 24
mit mehr als 10 000 bis 15 000 Einwohnern 28
mit mehr als 15 000 bis 20 000 Einwohnern 32
mit mehr als 20 000 bis 30 000 Einwohnern 36
mit mehr als 30 000 bis 40 000 Einwohnern 40
mit mehr als 40 000 bis 60 000 Einwohnern 44
mit mehr als 60 000 bis 80 000 Einwohnern 48
mit mehr als 80 000 bis 100 000 Einwohnern 52
mit mehr als 100 000 bis 150 000 Einwohnern 56
mit mehr als 150 000 Einwohnern 60.
Veränderungen der Einwohnerzahl werden erst bei der nächsten
Wahl berücksichtigt.

§ 30
R e c h t e u n d P f l i c h t e n d e r R a t s m i t g l i e d e r

(1) Die Ratsmitglieder üben ihr Amt unentgeltlich nach freier, nur
durch die Rücksicht auf das Gemeinwohl bestimmter Gewissens-
überzeugung aus; sie sind an Weisungen oder Aufträge ihrer Wäh-
ler nicht gebunden.
(4) Jedes Ratsmitglied hat das Recht, in dem Gemeinderat und in
den Ausschüssen, denen es angehört, Anträge zu stellen.

§ 32
A u f g a b e n d e s G e m e i n d e r a t s

(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger der Gemeinde.
Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und
beschließt über alle Selbstverwaltungsangelegenheiten der Gemein-
de, soweit er die Entscheidung nicht einem Ausschuss übertragen
hat oder soweit nicht der Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist
oder der Gemeinderat ihm bestimmte Angelegenheiten zur Ent-
scheidung übertragen hat. Der Gemeinderat überwacht die Aus-
führung seiner Beschlüsse.
(2) Der Gemeinderat kann unbeschadet des Absatzes 3 die Ent-
scheidung über folgende Angelegenheiten nicht übertragen:
1. Satzungen,
2. den Haushaltsplan mit allen Anlagen,
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3. den Jahresabschluss sowie die Entlastung des Bürgermeisters
und der Beigeordneten,

4. die Änderung des Gemeindegebiets,
5. die Bildung von Ortsbezirken,
6. die Übernahme freiwilliger Aufgaben,
7. die Einleitung des Verfahrens zur Abwahl des Bürgermeisters

sowie die Wahl und die Abwahl der Beigeordneten,
8. die Verleihung des Ehrenbürgerrechts,
9. die mittelfristigen und langfristigen Planungen der Gemeinde,

10. die Sätze und Tarife für öffentliche Abgaben oder für privat-
rechtliche Entgelte sowie die allgemeinen Tarife der Versor-
gungs- und Verkehrsbetriebe,

11. die Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger und außer-
planmäßiger Aufwendungen oder Auszahlungen,

12. die Genehmigung von Verträgen der Gemeinde mit dem Bür-
germeister und den Beigeordneten,

13. die Verfügung über Gemeindevermögen sowie die Hingabe
von Darlehen der Gemeinde, die Veräußerung und die Ver-
pachtung von Eigenbetrieben oder Teilen von Eigenbetrieben,

14. die Errichtung, die Erweiterung, die Übernahme und die Auf-
hebung öffentlicher Einrichtungen und wirtschaftlicher Unter-
nehmen sowie die Beteiligung an diesen,

15. die Umwandlung der Rechtsform von Eigenbetrieben, von
rechtsfähigen Anstalten des öffentlichen Rechts oder von wirt-
schaftlichen Unternehmen, an denen die Gemeinde beteiligt ist,

16. die Umwandlung des Zwecks und die Aufhebung einer Stif-
tung einschließlich der Entscheidung über den Verbleib des
Stiftungsvermögens.

§ 33
U n t e r r i c h t u n g s - u n d K o n t r o l l r e c h t e

d e s G e m e i n d e r a t s
(1) Der Gemeinderat ist vom Bürgermeister über alle wichtigen
Angelegenheiten der Gemeinde, insbesondere über das Ergebnis
überörtlicher Prüfungen zu unterrichten. Die Prüfungsmitteilun-
gen sind den Ratsmitgliedern auf Verlangen auszuhändigen.
(3) Ein Viertel der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder oder eine
Fraktion kann in allen Angelegenheiten der Gemeinde und ihrer
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Verwaltung verlangen, dass der Bürgermeister den Gemeinderat
unterrichtet. Sie können auch verlangen, dass einem Ausschuss
oder einzelnen vom Gemeinderat beauftragten Ratsmitgliedern
Einsicht in die Akten gewährt wird, wenn hierfür ein berechtigtes
Interesse des Gemeinderats vorliegt. Das Verlangen auf Aktenein-
sicht ist zu begründen. Die Akteneinsicht ist zu gewähren, wenn
und soweit die Einsichtnahme zur Erfüllung des berechtigten
Interesses erforderlich ist. Dem Ausschuss und den beauftragten
Ratsmitgliedern muss ein Vertreter der Antragsteller angehören.
Unter den gleichen Voraussetzungen kann der Bürgermeister ein-
zelnen Ratsmitgliedern Akteneinsicht gewähren. § 22 gilt sinnge-
mäß.
(4) Jedes Ratsmitglied kann schriftliche oder in einer Sitzung des
Gemeinderats mündliche Anfragen über einzelne Angelegenheiten
im Sinne des Absatzes 3 Satz 1 an den Bürgermeister richten, die
binnen angemessener Frist zu beantworten sind. Das Nähere ist in
der Geschäftsordnung zu regeln.
(5) Absatz 1 Satz 2 sowie die Absätze 3 und 4 gelten nicht, wenn
und soweit für die Vorgänge eine Geheimhaltung besonders vorge-
schrieben ist oder überwiegende schutzwürdige Interessen Betroffe-
ner entgegenstehen.

§ 34
E i n b e r u f u n g , Ta g e s o r d n u n g

(1) Der Gemeinderat wird vom Vorsitzenden nach Bedarf einberufen.
(3) Zwischen Einladung und Sitzung müssen mindestens vier volle
Kalendertage liegen. Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil
für die Gemeinde aufgeschoben werden kann (Dringlichkeit),
kann die Einladungsfrist verkürzt werden; auf die Verkürzung ist in
der Einladung hinzuweisen. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinde-
rat vor Eintritt in die Tagesordnung festzustellen.

§ 35
Ö f f e n t l i c h k e i t , A n h ö r u n g

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, sofern nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt oder die Beratung in nichtöf-
fentlicher Sitzung der Natur des Beratungsgegenstands nach erfor-
derlich ist. Die Geschäftsordnung kann allgemein bestimmen oder
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der Gemeinderat mit Zweidrittelmehrheit im Einzelfall beschließen,
dass auch andere Angelegenheiten aus besonderen Gründen in
nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden; dies gilt nicht für die in
§ 32 Abs. 2 Nr. 1 bis 11 und 14 bis 16 bezeichneten Angelegenhei-
ten. Über den Ausschluss oder die Wiederherstellung der Öffent-
lichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

§ 36
Vo r s i t z

(1) Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister; in sei-
ner Vertretung führen ihn die Beigeordneten in der Reihenfolge
ihrer Vertretungsbefugnis. Bei Verhinderung des Bürgermeisters
und der Beigeordneten soll das älteste anwesende Ratsmitglied
den Vorsitz führen. Verzichtet das älteste anwesende Ratsmitglied
auf den Vorsitz, so wählt der Gemeinderat aus seiner Mitte den
Vorsitzenden.
(2) Der Vorsitzende eröffnet und schließt die Sitzungen, leitet die
Verhandlungen, sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung und
übt das Hausrecht aus.
(3) Der Vorsitzende, der nicht gewähltes Ratsmitglied ist, hat
ebenfalls Stimmrecht. Dieses ruht bei

1. Wahlen,
2. allen Beschlüssen, die sich auf die Vorbereitung der Wahl des

Bürgermeisters und der Beigeordneten beziehen,
3. dem Beschluss über die Einleitung des Verfahrens zur Abwahl

des Bürgermeisters,
4. Beschlüssen über die Abwahl von Beigeordneten,
5. der Festsetzung der Bezüge des Bürgermeisters und der Beige-

ordneten,
6. Beschlüssen über Einsprüche gegen Ausschlussverfügungen des

Vorsitzenden nach § 38 Abs. 3.
Soweit sein Stimmrecht ruht, wird der Vorsitzende bei der Berech-
nung der Stimmenmehrheit nicht mitgezählt.

§ 42
A u s s e t z u n g v o n B e s c h l ü s s e n

(1) Hat der Gemeinderat einen Beschluss gefasst, der nach An-
sicht des Bürgermeisters die Befugnisse des Gemeinderats über-
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schreitet, gesetz- oder rechtswidrig ist oder die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit verletzt, oder hat er eine Aufwendung oder
Auszahlung beschlossen, für die keine Deckung im Haushaltsplan
vorhanden ist, so hat der Bürgermeister die Ausführung des
Beschlusses auszusetzen und die Gründe hierfür dem Gemeinderat
spätestens in der nächsten Sitzung mitzuteilen; die nächste Sit-
zung muss spätestens innerhalb eines Monats nach der Aussetzung
stattfinden.

3. Abschnitt
Ausschüsse des Gemeinderats

§ 44
B i l d u n g v o n A u s s c h ü s s e n

(1) Der Gemeinderat kann für bestimmte Aufgabenbereiche zur
Vorbereitung seiner Beschlüsse oder zur abschließenden Entschei-
dung Ausschüsse bilden. Die Ausschüsse setzen sich entweder nur
aus Ratsmitgliedern oder aus Ratsmitgliedern und sonstigen wähl-
baren Bürgern der Gemeinde zusammen; mindestens die Hälfte
der Mitglieder eines Ausschusses soll jedoch Ratsmitglied sein. Per-
sonen, deren Amt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes oder
des Kommunalwahlgesetzes mit dem Amt eines Mitglieds des
Gemeinderats nicht vereinbar ist, können einem Ausschuss nicht
angehören.
(2) Der Gemeinderat bestimmt das Nähere über die Zahl, die
Aufgaben und die Bezeichnung der Ausschüsse sowie die Mitglie-
derzahl und die Zahl der sonstigen wählbaren Bürger der Gemein-
de in den einzelnen Ausschüssen. Diese Bestimmungen können
auch durch die Hauptsatzung getroffen werden.

§ 46
Ve r f a h r e n i n d e n A u s s c h ü s s e n

(1) Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der Bürgermeister.
(4) Ausschusssitzungen, die der Vorbereitung von Beschlüssen des
Gemeinderats dienen, sind in der Regel nicht öffentlich; der Aus-
schuss kann in Einzelfällen die Öffentlichkeit der Sitzung beschlie-
ßen.
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4. Abschnitt
Bürgermeister und Beigeordnete

§ 47
S t e l l u n g u n d A u f g a b e n d e s B ü r g e r m e i s t e r s

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt
die Gemeinde nach außen. Neben den ihm gesetzlich oder vom
Gemeinderat übertragenen Aufgaben obliegen ihm
1. die Vorbereitung der Beschlüsse des Gemeinderats im Beneh-

men mit den Beigeordneten und der Beschlüsse der Ausschüs-
se, soweit er selbst den Vorsitz führt;

2. die Ausführung der Beschlüsse des Gemeinderats und der Aus-
schüsse;

3. die laufende Verwaltung;
4. die Erfüllung der der Gemeinde gemäß § 2 übertragenen staat-

lichen Aufgaben.
Die dauernde Übertragung der Entscheidung bestimmter Angelegen-
heiten auf den Bürgermeister ist durch die Hauptsatzung zu regeln.
(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter und Vorgesetzter der
Gemeindebediensteten; die Rechtsstellung der Beigeordneten nach
§ 50 Abs. 6 bleibt unberührt. Für folgende Personalentscheidungen
bedarf er der Zustimmung des Gemeinderats:
1. die Ernennung der Beamten des höheren und des gehobenen

Dienstes sowie die Entlassung der Beamten auf Probe dieser
Laufbahngruppen gegen deren Willen,

2. die Einstellung und Eingruppierung der dem höheren und
dem gehobenen Dienst vergleichbaren Arbeitnehmer sowie die
Kündigung gegen deren Willen,

3. Anträge auf Hinausschiebung des Ruhestandsbeginns.

§ 48
E i l e n t s c h e i d u n g s r e c h t

Der Bürgermeister kann in Angelegenheiten, deren Erledigung
nicht ohne Nachteil für die Gemeinde bis zu einer Sitzung des
Gemeinderats oder des zuständigen Ausschusses aufgeschoben wer-
den kann, im Benehmen mit den Beigeordneten anstelle des
Gemeinderats oder des Ausschusses entscheiden. Die Gründe für
die Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind den Ratsmit-
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gliedern oder den Mitgliedern des zuständigen Ausschusses unver-
züglich mitzuteilen. Der Gemeinderat oder der zuständige Aus-
schuss kann in seiner nächsten Sitzung die Eilentscheidung des
Bürgermeisters aufheben, soweit nicht bereits Rechte Dritter ent-
standen sind.

§ 50
S t e l l u n g u n d A u f g a b e n d e r B e i g e o r d n e t e n

(1) Jede Gemeinde hat einen oder zwei Beigeordnete. Die Haupt-
satzung kann bestimmen, dass die Zahl der Beigeordneten in
Gemeinden
bis zu 25 000 Einwohnern bis auf drei,
mit mehr als 25 000 bis 40 000 Einwohnern bis auf vier,
mit mehr als 40 000 bis 80 000 Einwohnern bis auf fünf,
mit mehr als 80 000 bis 120 000 Einwohnern bis auf sechs,
mit mehr als 120 000 Einwohnern bis auf sieben
erhöht wird.

§ 52
A m t s z e i t d e r B ü r g e r m e i s t e r u n d B e i g e o r d n e t e n
(1) Die Amtszeit der hauptamtlichen Bürgermeister und Beigeord-
neten beträgt acht Jahre.
(2) Die Amtszeit der ehrenamtlichen Bürgermeister und Beigeord-
neten entspricht der Dauer der gesetzlichen Wahlzeit des Gemein-
derats.

§ 53
Wa h l d e r B ü r g e r m e i s t e r

(1) Der Bürgermeister wird von den Bürgern der Gemeinde in
allgemeiner, gleicher, geheimer, unmittelbarer und freier Wahl
gewählt. Die Wahl ist nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl
durchzuführen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der gültigen
Stimmen erhält. Erhält kein Bewerber diese Mehrheit, so findet
eine Stichwahl unter den zwei Bewerbern statt, die bei der ersten
Wahl die höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los darüber, wer in die Stichwahl
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kommt. Scheidet einer dieser beiden Bewerber vor der Stichwahl
durch Tod oder Verlust der Wählbarkeit aus, so ist die Wahl zu
wiederholen. Bei der Stichwahl ist der Bewerber gewählt, der von
den gültigen abgegebenen Stimmen die höchste Stimmenzahl
erhält. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Die Wahl
ist auch zu wiederholen, wenn zu der Wahl nur eine gültige
Bewerbung eingereicht worden ist und der Bewerber nicht
gewählt wird.
(2) Ist zu der Wahl des Bürgermeisters durch die Bürger keine gül-
tige Bewerbung eingereicht worden, so findet die Wahl nicht statt.
In diesem Fall wird der Bürgermeister vom Gemeinderat gemäß
den Bestimmungen des § 40 gewählt; die Wahl eines ehrenamt-
lichen Bürgermeisters soll spätestens acht Wochen nach dem Tag
der ausgefallenen Wahl erfolgen. Satz 2 gilt entsprechend, wenn zu
der Wahl und einer Wiederholungswahl nach Absatz 1 nur eine
gültige Bewerbung eingereicht worden ist und der Bewerber in bei-
den Wahlen nicht gewählt wird.
(3) Wählbar zum Bürgermeister ist, wer Deutscher im Sinne des
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsangehöriger eines
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union mit Wohnsitz in
der Bundesrepublik Deutschland ist, am Tag der Wahl das 23.
Lebensjahr vollendet hat, nicht von der Wählbarkeit im Sinne des
§4 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes ausgeschlossen ist sowie die
Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintritt. Zum
hauptamtlichen Bürgermeister kann nicht gewählt werden, wer am
Tag der Wahl das 65. Lebensjahr vollendet hat.
(4) Ehrenamtlicher Bürgermeister darf nicht sein, wer
1. nicht Bürger der Gemeinde ist,
2. gegen Entgelt im Dienst der Gemeinde, der zuständigen Ver-

bandsgemeinde oder eines öffentlich-rechtlichen Verbandes,
bei dem die Gemeinde Mitglied ist, steht, wobei § 71 unbe-
rührt bleibt,

3. gegen Entgelt im Dienst einer Gesellschaft steht, an der die
Gemeinde mit mindestens 50 v. H. beteiligt ist,

4. mit Aufgaben der Staatsaufsicht über die Gemeinde oder der
überörtlichen Prüfung der Gemeinde unmittelbar beauftragt
ist.
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3. Kapitel
Besondere Bestimmungen für Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden

§ 64
Ve r b a n d s g e m e i n d e n

(1) Verbandsgemeinden sind aus Gründen des Gemeinwohls
gebildete Gebietskörperschaften, die aus benachbarten Gemeinden
des gleichen Landkreises bestehen. Sie erfüllen neben den Ortsge-
meinden öffentliche Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft im Rah-
men der folgenden Bestimmungen. Sie verwalten ihre Angelegen-
heiten selbst unter eigener Verantwortung im Rahmen der Verfas-
sung und der Gesetze.

§ 65
G e b i e t

(1) Das Gebiet einer Verbandsgemeinde besteht aus dem Gebiet
der ihr angehörenden Ortsgemeinden.

§ 67
E i g e n e A u f g a b e n

(1) Die Verbandsgemeinde nimmt anstelle der Ortsgemeinden fol-
gende Selbstverwaltungsaufgaben wahr:
1. die ihr nach den Schulgesetzen übertragenen Aufgaben;
2. den Brandschutz und die technische Hilfe;
3. den Bau und die Unterhaltung von zentralen Sport-, Spiel- und

Freizeitanlagen;
4. den Bau und die Unterhaltung überörtlicher Sozialeinrichtun-

gen, insbesondere Sozialstationen und Einrichtungen der Alten-
pflege, soweit nicht freie gemeinnützige Träger solche errichten;

5. die Wasserversorgung;
6. die Abwasserbeseitigung;
7. den Ausbau und die Unterhaltung von Gewässern dritter Ord-

nung.

§ 70
Ve r h ä l t n i s z u d e n O r t s g e m e i n d e n

(1) Die Verbandsgemeinde und ihre Ortsgemeinden haben bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben unter Beachtung der beiderseitigen Ver-
antwortungsbereiche vertrauensvoll zusammenzuarbeiten.
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(2) Die Verbandsgemeindeverwaltung berät und unterstützt die
Ortsgemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Die Ortsgemein-
den haben die Verbandsgemeindeverwaltung über alle Beschlüsse
des Ortsgemeinderats und alle wichtigen Entscheidungen des Orts-
bürgermeisters zu unterrichten und sich vor allen wichtigen Ent-
scheidungen, insbesondere mit finanziell erheblichen Auswirkun-
gen, der fachlichen Beratung durch die Verbandsgemeindeverwal-
tung zu bedienen. Der Ortsbürgermeister hat vor der Unterzeich-
nung von Verpflichtungserklärungen im Sinne des § 49 den Bür-
germeister zu unterrichten.
(3) Vor wichtigen Entscheidungen des Verbandsgemeinderats über
die in § 67 bezeichneten Selbstverwaltungsaufgaben, die einzelne
Ortsgemeinden betreffen, sind diese zu hören.
(4) Der Ortsbürgermeister ist verpflichtet, die Verbandsgemeinde-
verwaltung bei der Durchführung ihrer Aufgaben zu unterstützen.

§ 72
F i n a n z e n

Soweit die eigenen Finanzmittel der Verbandsgemeinde nicht aus-
reichen, werden die von ihr benötigten Mittel als Umlage von den
Ortsgemeinden aufgebracht. Das nähere bestimmt das Landes-
finanzausgleichsgesetz.

4. Kapitel
Ortsbezirke

§ 74
B i l d u n g v o n O r t s b e z i r k e n

(1) Um das örtliche Gemeinschaftsleben zu fördern, können
Gemeinden ihr Gebiet nach den Bestimmungen dieses Kapitels in
Ortsbezirke einteilen. Die Hauptsatzung bestimmt, ob Ortsbezirke
gebildet und wie sie abgegrenzt werden. Dabei kann das gesamte
Gemeindegebiet in Ortsbezirke eingeteilt werden. Die Änderung
oder Aufhebung der Bestimmungen über die Bildung von Ortsbe-
zirken ist nur zum Ende einer Wahlzeit des Gemeinderats zulässig.
(2) Die Ortsbezirke haben einen Ortsbeirat und einen Ortsvorste-
her.
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§ 75
O r t s b e i r a t

(1) Der Ortsbeirat hat die Belange des Ortsbezirks in der Gemein-
de zu wahren und die Gemeindeorgane durch Beratung, Anregung
und Mitgestaltung zu unterstützen.
(2) Der Ortsbeirat ist zu allen wichtigen Fragen, die den Ortsbe-
zirk berühren, vor der Beschlussfassung des Gemeinderats zu
hören. Dem Ortsbeirat können bestimmte auf den Ortsbezirk be-
zogene Aufgaben wie einem Ausschuss des Gemeinderats übertra-
gen werden.
(3) Die Hauptsatzung bestimmt die Zahl der Mitglieder des Ortsbei-
rats; die Mitgliederzahl soll mindestens drei, höchstens 15 betragen.

5. Kapitel
Gemeindewirtschaft

1. und 3. Abschnitt
Gemeindevermögen

Wirtschaftliche Betätigung und privatrechtliche
Beteiligung der Gemeinde

§ 78
E r w e r b u n d Ve r w a l t u n g v o n Ve r m ö g e n

(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegenstände nur erwerben,
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
(2) Das Gemeindevermögen ist pfleglich und wirtschaftlich zu
verwalten.

§ 79
Ve r ä u ß e r u n g v o n Ve r m ö g e n

(1) Die Gemeinde darf Vermögensgegenstände, die sie zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben nicht braucht, veräußern. Vermögensgegenstän-
de, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben braucht, darf die Gemeinde
nur veräußern, wenn sie sich deren langfristige Nutzung sichert und
sie die Aufgaben so nachweislich wirtschaftlicher erfüllen kann. Ver-
mögensgegenstände dürfen in der Regel nur zum Verkehrswert ver-
äußert werden.
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§ 85
G r u n d s ä t z e

(1) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unternehmen nur errich-
ten, übernehmen oder wesentlich erweitern, wenn
1. der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfertigt,
2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemesse-

nen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde und dem
voraussichtlichen Bedarf steht und

3. der Zweck nicht besser und wirtschaftlicher durch einen ande-
ren erfüllt wird oder erfüllt werden kann.

(2) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde sind so zu füh-
ren, dass der öffentliche Zweck erfüllt wird; sie sollen einen Über-
schuß für den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dies mit
der Erfüllung des öffentlichen Zwecks in Einklang zu bringen ist.
(3) Wirtschaftliche Unternehmen im Sinne der Absätze 1 und 2
sind nicht Einrichtungen, die überwiegend folgenden Zwecken zu
dienen bestimmt sind:
1. Erziehung, Bildung und Kultur,
2. Sport und Erholung,
3. Sozial- und Jugendhilfe,
4. Gesundheitswesen,
5. Umweltschutz,
6. Wohnungs- und Siedlungswesen,
7. der Deckung des Eigenbedarfs der Gemeinde.

4. und 6. Abschnitt
Haushaltswirtschaft

Rechnungs- und Prüfungswesen

§ 93
A l l g e m e i n e H a u s h a l t s g r u n d s ä t z e

(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und
zu führen, dass die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist.
Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts Rechnung zu tragen.
(2) Die Bücher sind nach den Regeln der doppelten Buchführung
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für Gemeinden zu führen. Dabei sind die Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung für Gemeinden zu beachten. Die Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Buchführung für Gemeinden richten sich
nach den handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung unter Berücksichtigung der besonderen gemeindehaus-
haltsrechtlichen Besimmungen.
(3) Der Haushaltsplan ist nach den Grundsätzen der Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit aufzustellen und auszuführen.
(4) Der Haushalt ist in jedem Haushaltsjahr in Planung und
Rechnung auszugleichen.
(5) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit durch eine angemes-
sene Liquiditätsplanung sicherzustellen. Investitionsvorhaben oder
selbständig nutzbare Teilvorhaben dürfen erst begonnen werden,
wenn die Finanzierung gesichert ist.
(6) Die Gemeinde darf sich nicht überschulden. Sie ist überschul-
det, wenn in der Bilanz ein „Nicht durch Eigenkapital gedeckter
Fehlbetrag“ auszuweisen ist.

§ 94
G r u n d s ä t z e d e r E i n n a h m e b e s c h a f f u n g

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vor-
schriften.
(2) Die Gemeinde hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lichen Erträge und Einzahlungen
1. soweit vertretbar und geboten aus Entgelten für ihre Leistungen,
2. im übrigen aus Steuern
zu beschaffen, soweit die sonstigen Erträge und Einzahlungen nicht
ausreichen. Auf die Erhebung von Fremdenverkehrs- und Kurbeiträ-
gen sowie von Beiträgen für selbständige Immissionsschutzanlagen,
Parkflächen und Grünanlagen kann die Gemeinde ganz oder teil-
weise verzichten. Im übrigen kann die Gemeinde durch Satzung
regeln, dass kommunale Abgaben nicht festgesetzt und erhoben wer-
den, wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zum Auf-
kommen stehen.
(3) Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2
Abs. 1 Sponsoringleistungen, Spenden, Schenkungen und ähnliche
Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln,
die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 beteiligen.
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Nicht zulässig sind die Einwerbung und die Entgegennahme des
Angebots einer Zuwendung nach Satz 1 in der Eingriffsverwaltung
oder wenn ein böser Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahr-
nehmung von Verwaltungsaufgaben zu erwarten ist. Bei der Auswahl
von Sponsoringpartnern ist die Chancengleichheit konkurrierender
Sponsoren zu wahren. Die Einwerbung und die Entgegennahme des
Angebots einer Zuwendung obliegen ausschließlich dem Bürger-
meister sowie den Beigeordneten; ein entsprechendes Angebot ist der
Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder
Vermittlung entscheidet der Gemeinderat. Dem Gemeinderat und
der Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Entscheidung maßgeb-
lichen Tatsachen offen zu legen. Dazu gehört insbesondere ein
anderweitiges Beziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und
dem Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen Tatsachen im
Sinne des Satzes 6 sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und
vorzuhalten.
(4) Die Gemeinde darf Investitionskredite nur aufnehmen, wenn
eine andere Finanzierung nicht möglich oder wirtschaftlich un-
zweckmäßig wäre.

§ 96
H a u s h a l t s p l a n

(1) Der Haushaltsplan ist Teil der Haushaltssatzung.
(2) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft
der Gemeinde. Er ist nach diesem Gesetz und den aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Vorschriften für die Haushaltswirtschaft ver-
bindlich. Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch
ihn weder begründet noch aufgehoben.
(3) Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für die Erfül-
lung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich
1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen,
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen,
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

(4) Der Haushaltsplan besteht aus
1. dem Ergebnishaushalt,
2. dem Finanzhaushalt,
3. den Teilhaushalten,
4. dem Stellenplan.
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(5) Die Vorschriften über die Haushaltswirtschaft der Sonderver-
mögen der Gemeinde bleiben unberührt.

§ 110
R e c h n u n g s p r ü f u n g

(1) Der Gemeinderat soll einen Rechnungsprüfungsausschuss bil-
den. Abweichend von § 46 wählt der Ausschuss ein Ratsmitglied
zum Vorsitzenden.
(2) Der Bürgermeister legt den Jahresabschluss und den Gesamt-
abschluss dem Gemeinderat zur Prüfung vor. Der Jahresabschluss
und der Gesamtabschluss sollen zuvor durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüft werden.

6. Kapitel
Staatsaufsicht

§ 117
G r u n d s a t z

Der Staat beaufsichtigt die Gemeinden, um sicherzustellen, dass
die Verwaltung im Einklang mit dem geltenden Recht geführt wird
(Rechtsaufsicht). Die Aufsicht ist so zu führen, dass die Entschluss-
kraft und die Verantwortungsfreude der Gemeindeorgane gefördert
und nicht beeinträchtigt werden.

§ 118
A u f s i c h t s b e h ö r d e n

(1) Aufsichtsbehörde ist die Kreisverwaltung als untere Behörde
der allgemeinen Landesverwaltung, für kreisfreie und große kreis-
angehörige Städte die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion. So-
fern der Landkreis in einer Angelegenheit als Gebietskörperschaft
beteiligt ist, tritt an die Stelle der Kreisverwaltung die Aufsichts-
und Dienstleistungsdirektion.
(2) Obere Aufsichtsbehörde ist die Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion, für kreisfreie und große kreisangehörige Städte das fach-
lich zuständige Ministerium.
(3) Oberste Aufsichtsbehörde ist das fachlich zuständige Ministe-
rium.
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§ 119
G e n e h m i g u n g e n

(1) Satzungen, Beschlüsse und andere Maßnahmen, die der Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde unterliegen, dürfen erst nach der Ertei-
lung der Genehmigung bekanntgemacht oder ausgeführt werden.
(2) Rechtsgeschäfte des bürgerlichen Rechtsverkehrs, die ohne eine
gesetzliche vorgeschriebene Genehmigung der Aufsichtsbehörde
abgeschlossen werden, sind unwirksam.

§ 120
U n t e r r i c h t u n g s r e c h t

Die Aufsichtsbehörde kann sich, soweit es zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlich ist, jederzeit über alle Angelegenheiten der
Gemeinde unterrichten; sie kann an Ort und Stelle prüfen und
besichtigen, an Sitzungen teilnehmen, mündliche und schriftliche
Berichte anfordern sowie Akten und sonstige Unterlagen einsehen.

§ 121
B e a n s t a n d u n g s r e c h t

Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse des Gemeinderats und sei-
ner Ausschüsse sowie Maßnahmen der Gemeindeverwaltung, die
das bestehende Recht verletzen, beanstanden und verlangen, dass
sie innerhalb einer von ihr bestimmten Frist aufgehoben werden.
Sie kann ferner verlangen, dass das auf Grund derartiger Beschlüsse
oder Maßnahmen Veranlasste rückgängig gemacht wird. Die bean-
standeten Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht ausgeführt
werden.

§ 122
A n o r d n u n g s r e c h t

Erfüllt eine Gemeinde die ihr gesetzlich obliegenden Pflichten und
Aufgaben nicht, so kann die Aufsichtsbehörde anordnen, dass die
Gemeinde innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche ver-
anlasst.

§ 123
A u f h e b u n g s r e c h t , E r s a t z v o r n a h m e

Kommt die Gemeinde einer Anordnung oder einem Verlangen der
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Aufsichtsbehörde nach den §§ 120 bis 122 nicht innerhalb der
bestimmten Frist nach, kann die Aufsichtsbehörde beanstandete
Beschlüsse und Maßnahmen aufheben sowie die erforderlichen
Maßnahmen anstelle und auf Kosten der Gemeinde selbst durch-
führen oder die Durchführung einem Dritten übertragen.

§ 124
B e s t e l l u n g e i n e s B e a u f t r a g t e n

(1) Die Aufsichtsbehörde kann einen Beauftragten bestellen, wenn
und solange
1. ein Gemeindeorgan seine gesetzlichen Verpflichtungen nicht

erfüllt und Weisungen der zuständigen Behörden nicht aus-
führt und die Befugnisse der Aufsichtsbehörden nach den
§§ 120 bis 123 nicht ausreichen oder

2. ein Gemeindeorgan rechtlich oder tatsächlich an der Ausübung
seiner Befugnisse gehindert ist und die Erfüllung der gemeind-
lichen Aufgaben die Bestellung erfordert.

(2) Der Beauftragte kann alle oder einzelne Aufgaben der Gemein-
deorgane auf Kosten der Gemeinde wahrnehmen.

§ 125
A u f l ö s u n g d e s G e m e i n d e r a t s

Weigert sich der Gemeinderat beharrlich, den Anordnungen und
Maßnahmen der Aufsichtsbehörde trotz unanfechtbarer Entschei-
dung nachzukommen oder entzieht er sich fortgesetzt der Erfül-
lung seiner Aufgaben, so kann er von der obersten Aufsichtsbehör-
de aufgelöst werden. Es sind alsdann innerhalb von drei Monaten
Neuwahlen durchzuführen.

§ 126
R e c h t s m i t t e l

Gegen Anordnungen der Aufsichtsbehörde sowie gegen die Ableh-
nung einer gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigung kann Klage
beim Verwaltungsgericht erhoben werden; den Widerspruchsbe-
scheid erlässt die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD).


